
15

Dienstag, 26. Januar 2021

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

ProtestgegenhärteresGrenzregime
In der Region herrscht grosse Einigkeit beim Widerstand gegen die Forderungen der nationalen Parteipräsidien.

Helena Krauser

Der Ruf nach strengeren Grenz-
und Testregimes zur Eindäm-
mung der Ansteckungsgefahr
mit dem Coronavirus wird im-
mer lauter. Die Region Basel ist
davon gleich dreifach betroffen.
Nachdem Mitte Januar bekannt
wurde, dass Deutschland Ver-
schärfungen plant und in Frank-
reich seit dem 24. Januar neue
Einreisebestimmungen gelten,
fordern nun auch die grossen
Schweizer Parteien ein härteres
Testregime an den Grenzen. Bri-
sant für die Region Basel ist vor
allem: Grenzgängerinnen und
Grenzgänger sollen gemäss
den Forderungen nicht von den
neuen Regeln ausgenommen
werden.

BaslerParteiengemeinsam
gegenForderungen
Am vergangenen Freitag konn-
ten die Arbeitgeber im Dreiland
aufatmen. Der Region Basel
bleibt das strengere Testregime,
welches Deutschland für rund
20 Gebiete mit einer 7-Tage-In-
zidenz von über 200 einführte,
vorerst erspart. Nur zwei Tage
später entbrannte die Diskus-
sion um ein verschärftes Ein-
reiseregime aber erneut. Die
Parteipräsidien aller grossen
Schweizer Parteien forderten
eine Verschärfung der Test- und
Quarantänevorschriften, auch
für Grenzgänger. In der Region
Basel stösst diese Forderung
auf viel Widerstand. Mit rund
60000 Grenzgängerinnen und
Grenzgängern wäre das Drei-
land stark betroffen.

Am Montag äusserten sich
nun unter anderem der gesamte
Basler Regierungsrat, alle Basler
Parteien sowie die Regio Basi-
liensis und einzelne regionale
Politikerinnen und Politiker zu
dem Thema. Die Basler Partei-
en halten die vorgeschlagenen
Massnahmen nicht für beson-
ders nützlich, da im grenzüber-
schreitenden Verkehr kaum
hohe Ansteckungszahlen festge-

stellt worden seien, schreiben
sie in einer gemeinsamen Mit-
teilung. Dazu komme, dass eine
Durchführung der Massnahmen
unrealistisch erscheine und zu
kilometerlangen Staus an der
Grenze führen würde.

Testpflichtwürde regionale
Wirtschaft schwer treffen
Auch der Regierungsrat des
Kantons Basel-Stadt lehnt den
Vorschlag der Schweizer Partei-

präsidien ab, teilt er mit. Die
Umsetzung der vorgeschlage-
nen rigiden Testpflicht sei nicht
praktikabel und würde die regio-
nale Wirtschaft schwer treffen.
Faktisch käme die vorgeschlage-
ne Testpflicht einer Einreise-
sperre gleich. Vor allem das re-
gionale Gesundheitswesen
würde von den vorgeschlagenen
Massnahmen besonders getrof-
fen. Der Vorschlag der Partei-
präsidien drohe deshalb, die Re-

gion gerade im Kampf gegen die
Pandemie zum Leidwesen der
Bevölkerung zu schwächen.

Ähnlich bewertet auch das
Unispital Basel die Situation:
«Bei uns arbeiten 1500 Grenz-
gängerinnen und Grenzgänger.
Wir sind darauf angewiesen,
dass sie möglichst unbehelligt
an ihre Arbeitsplätze kommen»,
so der Mediensprecher Nicolas
Drechsler. Auch der Pharma-
konzern Roche betont die Rele-

vanz der Präsenz seiner Mit-
arbeitenden aus dem grenzna-
hen Ausland: «Sie sind kritisch,
um den Betrieb aufrechtzuerhal-
ten und die Versorgung von Pa-
tientinnen und Patienten mit le-
bensnotwendigen Medikamen-
ten und Diagnostika weiterhin
zu gewährleisten», sagt die Me-
diensprecherin Nina Mählitz.

In Baselland stossen die
Forderungen ebenso auf Un-
verständnis: «Niemand aus den
nationalen Parteipräsidien lebt
in einer Grenzregion, das merkt
man leider», sagt die Baselbie-
ter Ständerätin Maya Graf. «Wir
Parlamentarierinnen aus den
Grenzregionen wurden nicht
dazu konsultiert. Diese Forde-
rung ist nicht durchdacht und
damit ein Schnellschuss.» Graf
verweist auch auf den Artikel 6
des Covid-19 Gesetzes. Dieser
besagt, dass die Reisefreiheit
der Grenzgänger sowie der Ein-
wohnerinnen der Grenzregio-
nen gewährleistet werden muss.
«Es ist für mich völlig unver-
ständlich, dass die Parteipräsi-
denten das Gesetz, das sie selbst
gemacht haben, nicht kennen
und gar aushebeln wollen», sagt
sie.

StrengereEinreisebestim-
mungen fürFrankreich
Frankreich hat seine Einreisebe-
stimmungen bereits verschärft.
Seit dem 24. Januar müssen
Reisende, die aus einem EU-
Land oder der Schweiz einrei-
sen, einen negativen Coronatest
vorlegen. Dieser Test darf nicht
älter als 72 Stunden sein. Die
Massnahmen gelten aber nicht
für Grenzgänger oder Passagie-
re, die auf dem Landweg, also
über die Strasse oder mit dem
Zug, einreisen.

KantoneübergebenBiozentrumandieUniversität
2013 starteten die Bauarbeiten für den Neubau. Mit grosser Verspätung ist das Biozentrum nun fertiggestellt.

Das Basler Biozentrum ist ges-
tern von den Regierungen bei-
derBaselandieUniversitätBasel
übergeben worden. Klamm-
heimlich, denn die Medienmit-
teilungdazuwurdeerst imNach-
hineinverschickt.Eigentlichhät-
te das Biozentrum bereits Ende
2017 in Betrieb genommen wer-
densollen.Essollteeinprestige-
trächtiger Neubau werden, den
die beiden Basel mit der Uni auf
dieBeinegestellthaben.DieVor-
lesesäle sollen künftig rund 900
Studierende beherbergen. Drei
MalmusstederTerminverscho-
ben werden. Zudem rechnete
man mit Mehrkosten von 70 bis
110 Millionen Franken.

Mit der Übergabe an die Uni
nähere sich «das grösste Hoch-
bauprojekt der drei Partner dem
Abschluss», schreiben die Re-
gierungen in der Mitteilung. Die
technischen Anlagen hätten alle

Tests erfolgreich bestanden. Im
November 2020 sei die proviso-
rische Nutzungsfreigabe und die
Freigaben für Spezialnutzungen
im Bereich der Molekularbiolo-
gie erteilt worden. Damit könne
der Neubau uneingeschränkt ge-
nutzt werden. Laut aktuellen Be-
rechnungen belaufen sich die
Mehrkosten auf 87 bis 97 Millio-
nen Franken. Der Basler Regie-
rungssprecher Marco Greiner
sagt: «Die genauen Mehrkosten
für den Bau sind noch in Abklä-
rung. Rechtsfragen müssen ge-
klärt werden.»

PUK-Berichtkommt
bisEnde2021
Die Kostenüberschreitung und
die Verzögerungen werden von
einer Parlamentarischen Unter-
suchungskommission (PUK) des
Grossen Rats untersucht. Deren
Präsident Christian von Wart-

burg sagt auf Anfrage: «Die
Arbeit der PUK ist zwar noch
nicht getan. Dennoch bin ich als
Präsident froh, dass es nicht zu

weiterenVerzögerungengekom-
men ist.»

Den Bericht will die PUK bis
Ende 2021 fertigstellen. Von
Wartburg sagt, er spüre Erleich-
terung und habe auch Freude
daran, dass das Biozentrum
jetzt fertig ist. Gleichzeitig übt
der SP-Grossrat Kritik. «Ich ver-
stehe es nicht ganz, warum die
Übergabe gänzlich ohne Öffent-
lichkeit stattgefunden hat. Auch
wir von der PUK haben gleich-
zeitig mit der Medienmitteilung
davon erfahren.» Zumindest
virtuell hätte man eine Medien-
konferenz durchführen können,
«wo auch Fragen hätten gestellt
werden können».

Unizieht imSommer
insBiozentrumein
Regierungssprecher Greiner er-
klärt: «Aufgrund der Corona-
pandemie konnten die geplan-

ten Feierlichkeiten nicht durch-
geführt werden. Da heute der
Lenkungsausschuss zum ersten
Mal im neuen Jahr tagte, wurde
der Termin für die Übergabe des
Neubaus an die Universität Ba-
selgenutzt.» Einöffentlicher Akt
sei zu einem späteren Zeitpunkt
geplant, wenn die Bedingungen
dies zulassen.

Für die Uni beginnt nun der
Einzug. Laut Sprecher Matthias
Geering werden die einzelnen
Abteilungen ab Sommer 2021
etappenweise umziehen. Bis da-
hin brauche es Ausbauarbeiten
derStockwerke,damitderÜber-
gabe nur der Rohbau fertigge-
stellt sei. So müssten etwa die
Labore noch eingerichtet wer-
den.AbHerbst2021solldasBio-
zentrum für den Unibetrieb ge-
nutzt werden können.

Silvana Schreier

ChristianvonWartburg
SP-Grossrat und PUK-Präsident

«Ichbin froh,dasses
nicht zuweiteren
Verzögerungen
gekommen ist.»

Rund1500
Grenzgängerinnen und
Grenzgänger arbeiten im
Universitätsspital Basel.

Werden die Forderungen umgesetzt, wird es am Zoll bald viel zu tun geben. Bild: Nicole Nars-Zimmer

Betriebehalten
Homeofficeein
Kontrolle Seit rund einer Woche
gilt die schweizweite Home-
officepflicht. Wenn immer mög-
lich, sollen die Angestellten von
Unternehmen von zu Hause
aus arbeiten. Die kantonalen
Arbeitsinspektionen sind ange-
halten, entsprechende Stichkon-
trollen durchzuführen. In Basel-
Stadt ist es am Amt für Wirt-
schaft und Arbeit (AWA) des
Departements für Wirtschaft,
Soziales und Umwelt, die Ein-
haltung der Homeofficepflicht
im Rahmen der bisherigen
Schutzkonzeptkontrollen zu
prüfen. Diese seien um den ent-
sprechenden Punkt erweitert
worden, sagt ein Sprecher des
AWA. Demnach konnten seit In-
krafttreten der neuen Pflicht
rund 30 «Verhältnisse» über-
prüft werden. Fazit: «Die Rück-
meldungen sind bisher positiv,
die Homeofficepflicht wird in
den kontrollierten Betrieben
eingehalten.» (rak)

Zolli-Schimpanse
eingeschläfert
Ohnmachtsanfälle Der Basler
Zoo hat einen Schimpansen we-
niger. Das Tier namens Colebe
musste eingeschläfert werden.
«Colebe ist leider nicht mehr
bei uns, er ist gestorben», bestä-
tigt der Kurator Adrian Baumey-
er auf Anfrage. Der Entscheid
Ende November, den Affen ein-
zuschläfern, fiel den Beteiligten
nicht leicht. «Colebe istunsallen
sehr ans Herz gewachsen in der
Zeit, aber wir konnten ihm die
Situation, in der er sich befand,
nicht länger zumuten.»

Seit Mai 2020 hatte der
Schimpanse gesundheitliche
Probleme. Diese beinhalteten
immer mal wieder Blackouts
und Ohnmachtsanfälle. Der Zol-
li konnte selbst nach diversen
Untersuchungen nicht heraus-
finden, was die Ursachen waren.
«Auch der implantierte Herz-
monitor hat nicht weitergehol-
fen», sagt Baumeyer. Während
der Blackouts wurde Colebe im
Herbst von seinen Artgefährten
vermehrt angegriffen. Bei einer
Attacke Ende November wurde
er dann sehr stark verletzt. (lpi)

LebendigesSchaf
entsorgt
Tierkadaversammelstelle Un-
bekannte haben in Büsserach
ein lebendes Schaf in der Tier-
kadaversammelstelle deponiert.
Der Bauer, der es entdeckte, ist
entrüstet. Als er am Freitag-
nachmittag ein totes Schwein
entsorgen wollte, machte er den
grausigen Fund. «Ich sah, dass
das Schaf noch atmete. Aufste-
hen konnte es aber nicht mehr»,
sagte Iwan Jermann gegenüber
TeleM1. Der Kleinlützler Land-
wirt vermutet, dass der Besitzer
Kosten sparen wollte. Jermann
informierte den Abwart. Dieser
erlöste das weibliche, zirka jäh-
rige Tier mit einem Schuss von
seinem Leiden. Die Solothurner
Kantonspolizei sucht Zeugen.
Der Tierquäler muss mit einer
Busse von bis zu 20000 Fran-
ken rechnen. (bz)
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